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Anbei übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes über die Ausprägung 
von Scheidemünzen 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen (Anlage 1). 

Der Deutsche Bundesrat hat zur Vorlage gemäß Artikel 76 Absatz 2 
des Grundgesetzes mit dem in der Anlage 2 abschriftlich beigefügten 
Schreiben vom 10. März 1950 Stellung genommen. 

Die Bundesregierung hat gegen die vom Deutschen Bundesrat vor- 
geschlagene Fassung des § 12 des Gesetzentwurfes keine Bedenken. 

50 entsprechend geänderte Überdrucke des Gesetzentwurfs sind 
beigefügt. 


Dr. Adenauer 
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Entwurf eines Gesetzes 

über die Ausprägung von Scheidemünzen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Als Bundesmünzen sollen Scheidemünzen über 1, 2, 5, 10 und 50 
Deutsche Pfennig (Pf) sowie über 1, 2 und 5 Deutsche Mark (DM) 
ausgeprägt werden. 


§ 2 

Die nach § 1 auszuprägenden Scheidemünzen sind nach Maßgabe 
des § 3 gesetzliche Zahlungsmittel. 

§ 3 

(1) Niemand ist verpflichtet, auf Deutsche Mark lautende Münzen 
im Betrag von mehr als 20 Deutsche Mark und auf Pfennig lauten- 
de Münzen im Betrag von mehr als 5 Deutsche Mark in Zahlung zu 
nehmen. 

(2) Die Bundes- und Landeskassen haben die in Absatz 1 bezeich- 
neten Münzen in jedem Betrag in Zahlung zu nehmen oder in an- 
dere gesetzliche Zahlungsmittel umzutauschen. Als Bundeskassen im 
Sinne dieses Gesetzes gelten auch die Kassen der Deutschen Post. 

§ 4 

Die Verpflichtung zur Annahme und zum Umtausch findet auf 
durchlöcherte und anders als durch den gewöhnlichen Umlauf im 
Gewicht verringerte sowie auf verfälschte Münzen keine Anwen- 
dung. 


§ 5 

(1) Der Gesamtbetrag der auszuprägenden Bundesmünzen darf 
dreißig Deutsche Mark je Kopf der Bevölkerung nicht übersteigen. 

(2) Die Ausprägung von Bundesmünzen über den Betrag von zwan- 
zig Deutsche Mark je Kopf der Bevölkerung hinaus bedarf der Zu- 
stimmung des Zentralbankrats der Bank deutscher Länder. 

§ 6 

(1) Die Bundesregierung bestimmt die Gestalt und das Gewicht der 
auszuprägenden Münzen sowie im Einvernehmen mit dem Zentral- 
bankrat der Bank deutscher Länder die Verteilung der auszuprä- 
genden Beträge auf die verschiedenen Münzorten, das Material 
und das Mischungsverhältnis. 

(2) Die Gestalt, das Gewicht, das Material und das Mischungsver- 
hältnis der Münzen sind bekanntzumachen. 

§ 7 

(1) Die Scheidemünzen werden im Auftrag und für Rechnung des 
Bundes in den Münzstätten derjenigen Länder ausgeprägt, die sich 
dazu bereit erklären. Das Verfahren bei der Ausprägung unterliegt 
der Aufsicht des Bundesministers der Finanzen. 
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(2) Die zur Ausprägung erforderlichen Münzmetalle werden den 
Münzstätten von dem Bundesminister der Finanzen zugewiesen. 

(3) Der Bundesminister der Finanzen bestimmt mit Zustimmung des 
Bundesrates die Verteilung der auszuprägenden Beträge auf die 
einzelnen Münzstätten und die ihnen für die Prägung jeder einzel- 
nen Münzgattung gleichmäßig zu gewährende Vergütung. 

§ 8 

fl) Die Bundesmünzen werden von der Bank deutscher Länder nach 
Maßgabe des Bedürfnisses in den Verkehr gebracht. Zu diesem 
Zweck ist die Bank deutscher Länder vorbehaltlich der Vorschrif- 
ten des Absatz 2 verpflichtet, die nach § 1 ausgeprägten Münzen des 
Bundes von diesem gegen Gutschrift des Nennbetrags zu über- 
nehmen. 

(2) Sind Münzen im Gesamtbetrag von mehr als zwanzig Deutsche 
Mark je Kopf der Bevölkerung ausgeprägt worden, so soll der Ei- 
genbestand der Bank deutscher Länder 15 vom Hundert des Ge- 
samtbetrags der im Verkehr befindlichen Bundesmünzen auf die 
Dauer nicht übersteigen. Hat der Eigenbestand jeweils am Monats- 
schluß während eines Zeitraums von sechs Monaten ununterbro- 
chen über dem Höchstbestand gelegen, so hat die Bank deutscher 
Länder Münzen in dem Betrage, um den der Höchstbestand am 
Schluß des letzten Monats überschritten war, für Rechnung des 
Bundes in gesonderte Verwahrung zu nehmen. Unterschreitet der 
Eigenbestand am Schluß eines Monats wieder den Höchstbestand, 
so ist der Eigenbestand entsprechend aufzufüllen. 

§ 9 

Münzen, die infolge längeren Umlaufs und Abnutzung an Gewicht 
oder Erkennbarkeit erheblich eingebüßt haben, werden von allen 
Bundes- und Landeskassen angenommen, sie sind alsdann für Rech- 
nung des Bundes einzuziehen. 


§ 10 

(1) Die Bundesregierung ist befugt, mit Zustimmung des Bundes- 
i ates Münzen außer Kurs zu setzen. Die Einlösungsfrist muß min- 
destens drei Monate betragen. 

(2) Die Außerkurssetzung von Münzen ist im Bundesgesetzblatt zu 
verkünden; sie soll darüber hinaus im Bundesanzeiger und in den 
Tageszeitungen, die den amtlichen Bekanntmachungen der unteren 
Verwaltungsbehörden dienen bekanntgemacht werden. 

§ 11 

(1) Die auf Veranlassung der Bank deutscher Länder ausgeprägten 
Münzen gelten vom Inkrafttreten dieses Gesetzes an als Bundes- 
münzen. 

(2) Die Bank deutscher Länder erstattet dem Bund den Gegenwert 
der bei Inkrafttreten dieses Gesetzes bereits von ihr ausgegebenen 
Münzen; der Bund erstattet der Bank deutscher Länder die Herstel- 
lungskosten für die auf ihre Veranlassung ausgeprägten Münzen. 

§ 12 

Der bei der Ausprägung der Scheidemünzen für den Bund anfal- 
lende Gewinn ist zur Finanzierung des Wohnungsbaues zu verwenden. 

§ 13 

Die Bundesregierung erläßt mit Zustimmung des Bundesrates die 
Verwaltungsvorschriften zur Durchführung dieses Gesetzes. 

§ 14 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 
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Begründung 

Allgemein 

Das Recht der Gesetzgebung auf dem Gebiete des Münzwesens 
stand in Deutschland früher allein dem Reich zu. Dieser Grundsatz 
war niedergelegt in 

a) Artikel 4 der Verfassung des Norddeutschen Bundes vom 
26. Juli 1867 — BGBl. S. 1 — , 

b) Artikel 4 Ziffer 3 der Verfassung des Deutschen Reichs vom 
16. April 1871 — BGBl. S. 63 — und 

c) Artikel 6 Ziffer 5 der Verfassung des Deutschen Reichs vom 
11. August 1919 — RGBl. S. 1383 — . 

In Ausführung dieser Bestimmungen der verschiedenen Verfas- 
sungen sind im Reich bisher folgende Münzgesetze erlassen worden: 

a) das Gesetz betreffend die Ausprägung von Reichsgoldmünzen 
vom 4. Dezember 1871 — RGBl. S. 404 — , 

b) das Münzgesetz vom 9. Juli 1873 — RGBl. S. 233 — , 

c) das Münzgesetz vom 1. Juni 1909 — RGBL S. 507 — und 

d) das Münzgesetz vom 30. August 1924 — RGBL II S. 254 — . 

Alle diese Gesetze sahen vor, daß die Münzen im Auftrag und für 
Rechnung des Reichs ausgeprägt wurden. 

Abweichend hiervon haben die Militärregierungen durch die im 
Zuge der Neuordnung des Geldwesens erlassene Gesetzgebung der 
Bank deutscher Länder das ausschließliche Recht verliehen, im 
Währungsgebiet Banknoten und Münzen auszugeben. 

Das Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland ist dem- 
gegenüber zu dem alten Grundsatz zurückgekehrt, indem es in Ar- 
tikel 73 Ziffer 4 bestimmt, daß der Bund die ausschließliche Ge- 
setzgebung u. a. über das Geld- und Münzwesen hat. Der Ausfüh- 
rung dieser Bestimmung des Grundgesetzes soll das vorliegende 
neue Gesetz über die Ausprägung von Scheidemünzen dienen. 

Das Gesetz sieht im Gegensatz zu den früher erlassenen Münz- 
gesetzen bewußt von der Festlegung einer Währung ab. Es regelt 
lediglich die Ausprägung von Scheidemünzen, d. h. von solchen 
Münzen, deren Stoff wert hinter ihrem Nennwert zurückbleibt und 
die im gewöhnlichen Zahlungsverkehr nur bis zu einem im Gesetz 
festgelegten Betrag angenommen zu werden brauchen (beschränkt 
gesetzliche Zahlungsmittel). Zu den gesetzlichen Zahlungsmitteln 
gehören auch die von der Bank deutscher Länder ausgegebenen, auf 
Deutsche Mark lautenden Noten, für die eine Beschränkung der An- 
nahmepflicht nicht besteht (unbeschränkt gesetzliche Zahlungs- 
mittel). 

Die Münzen werden nach den Bestimmungen des Gesetzes im 
Auftrag und für Rechnung des Bundes ausgeprägt. Sie werden 
durch die Bank deutscher Länder nach Maßgabe des Verkehrsbe- 
darfs in Umlauf gesetzt. 

In den Übergangsvorschriften war noch eine Bestimmung über 
die von der Bank deutscher Länder bisher ausgegebenen Münzen 
zu treffen. Das Gesetz sieht vor, daß die Verpflichtungen aus den 
von der Bank deutscher Länder ausgegebenen Münzen auf den 
Bund übergehen, so daß die Bank für eine Einlösung der Münzen 
keine Rückstellungen zu machen braucht. Dafür wird sie verpflich- 
tet, den Nennwert der auf ihre Veranlassung ausgeprägten Münzen 
abzüglich ihrer Herstellungskosten an den Bund abzuführen. 

In das Gesetz sind die Vorschriften des Münzgesetzes von 1924 
übernommen worden, soweit sich nicht Abweichungen aus der Be- 
schränkung des Gesetzes auf die Ausprägung von Scheidemünzen 
oder aus den veränderten Verhältnissen ergeben. 
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Zu § 1 . Die alten Nennwerte der Scheidemünzen, die sich im Ver- 
kehr bewährt haben, werden übernommen. Es sind dies die Stücke 
über 1, 2, 5, 10 und 50 Deutsche Pfennig sowie über 1, 2 und 5 Deut- 
sche Mark. 

Zu § 2. Diese Vorschrift verleiht den Münzen die Eigenschaft ge- 
setzlicher Zahlungsmittel, d. h. durch Übergabe von Münzen können 
Zahlungsverpflichtungen beglichen werden. Diese Eigenschaft be- 
steht aber nur innerhalb eines bestimmten, nämlich durch § 3 ge- 
zogenen Rahmens. Die Münzen sind also nur beschränkt gesetzliche 
Zahlungsmittel. Eine solche Einschränkung der Annahmepflicht ist 
zur Aufrechterhaltung eines geordneten Zahlungsverkehrs erfor- 
derlich; es muß unter anderem verhindert werden, daß im gewöhn- 
lichen Verkehr auf hohe Summen lautende Zahlungsverpflichtun- 
gen durch Übergabe großer Mengen von Münzen beglichen werden. 

Zu § 3. Im Absatz 1 sind die Grenzen festgesetzt, über die hinaus 
niemand verpflichtet ist, Münzen in Zahlung zu nehmen. Die Be- 
schränkung der Annahmepflicht auf die Höchstbeträge von 20 und 
5 Deutsche Mark, die die Münzen als beschränkt gesetzliche Zah- 
lungsmittel kennzeichnet, ist aus dem Münzgesetz vom 30. August 
1924 übernommen worden; Schwierigkeiten haben sich bei diesen 
Höchstbeträgen nicht ergeben. 

Die Vorschrift im Absatz 2, nach der die Bundes- und Landes- 
kassen die im Absatz 1 bezeichneten Münzen in jedem Betrag in 
Zahlung zu nehmen oder in andere gesetzliche Zahlungsmittel um- 
zutauschen haben, ist erforderlich, um denjenigen Personen oder 
Stellen, bei denen sich nach der Art ihres Zahlungsverkehrs größere 
Bestände an Münzen anzusammeln pflegen (z. B. Automatenbesit- 
zern, Verkehrsbetrieben), die Verwendung größerer Münzmengen 
zu erleichtern oder den Umtausch ihrer Kassenbestände in unbe- 
schränkt gesetzliche Zahlungsmittel (Noten) zu ermöglichen. Die 
besondere Aufführung der Kassen der Deutschen Post, die ihrer 
Natur nach und wegen ihrer weiten Verbreitung in die Verpflich- 
tung zur unbeschränkten Annahme und zum Umtausch von Scheide- 
münzen einbezogen werden müssen, ist nötig, um etwaige Zweifel, 
ob die Kassen der Post als Bundeskassen im Sinne dieses Gesetzes 
anzusehen sind, von vornherein auszuschließen. Auch nach dem 
Münzgesetz vom 30. August 1924 hatten die Kassen der Reichspost- 
verwaltung die gleiche Verpflichtung wie die Reichs- und Landes- 
kassen. Die Kassen der Deutschen Bundesbahn sind entsprechend 
der bisherigen Regelung in die Verpflichtung nicht einbegriffen, 
weil eine Annahme- und Um 1 a usdi p flieh t an den Schalterkassen 
der Bahnhöfe den reibungslosen Ablauf des Reiseverkehrs beein- 
trächtigen könnte. 

Die Kassen der Bank deutscher Länder und der Landeszentral- 
banken sind in die gesetzliche Verpflichtung nicht einbezogen; sie 
nehmen aber entsprechend der bisherigen Übung im allgemeinen 
Münzen unbeschränkt in Zahlung oder zum Umtausch an. 

Zu § 4. Die Vorschrift dieses Paragraphen entspricht der bisheri- 
gen Münzgesetzgebung. Durchlöcherte und anders als durch den ge- 
wöhnlichen Umlauf beschädigte oder im Gewicht verringerte Mün- 
zen sind für den Verkehr unbrauchbar; sie haben ihre tatsächliche 
Eignung, als Zahlungsmittel zu dienen, verloren. Es ist daher gebo- 
ten, ihnen auch die Eigenschaft als gesetzliche Zahlungsmittel zu 
nehmen. Die mit der Vorschrift im Zusammenhang stehende Be- 
kanntmachung des Reichskanzlers vom 9. Mai 1876 (RZB1. S. 260) 
sowie die entsprechenden Bestimmungen der Anlage 5 zur Reichs- 
kassenordnung über die Behandlung nachgemachten, verfälschten, 
verdächtigen, beschädigten oder abgenutzten Bargeldes bleiben 
weiter in Kraft. 

Zu § 5. Das Münzgesetz vom 30. August 1924 (RGBl. II S. 254) sah 
je Kopf der Bevölkerung • einen Satz von 20 Reichsmark vor, der 
durch die Verordnung des Reichspräsidenten vom 18. Juli 1931 
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(BGBl. I S. 379) mit Rücksicht auf die gestiegenen Erfordernisse des 
Geldumlaufs auf 30 Reichsmark erhöht wurde. Das vorliegende Ge- 
setz geht ebenfalls von einem entsprechenden Satz aus. 

Um jedoch sicherzustellen, daß Münzen nur entsprechend dem 
Verkehrsbedürfnis, über das die Bank deutscher Länder den besten 
Überblick hat, ausgeprägt werden, macht der Absatz 2 die Aus- 
prägung von Münzen über den Satz von 20 Deutsche Mark hinaus 
von der Zustimmung des Zentralbankrats der Bank deutscher Län- 
der abhängig. 

Zu § 6. Die Festsetzung von Gestalt, Gewicht usw. der Scheide- 
münzen muß der Entwicklung Vorbehalten bleiben. Von einer ge- 
setzlichen Festlegung wird deshalb abgesehen und die Befugnis zum 
Erlaß entsprechender Anordnungen der Bundesregierung übertra- 
gen. Die Vorschrift, daß das Material und das Mischungsverhältnis 
sowie die Verteilung der auszuprägenden Beträge auf die einzelnen 
Münzsorten im Einvernehmen mit dem Zentralbankrat der Bank 
deutscher Länder bestimmt werden, berücksichtigt hauptsächlich 
währungspolitische Gesichtspunkte und die Bedürfnisse des Zah- 
lungsverkehrs. 

Im Interesse einer ausreichenden Unterrichtung der Bevölkerung 
über die zur Ausgabe gelangenden Münzen sind ihre besonderen 
Merkmale bekanntzugeben. 

Zu § 7. Die Ausprägung der Münzen wird wie bisher in den Münz- 
stätten der Länder durchgeführt. Im Bundesgebiet befinden sich 
Münzstätten in München, Stuttgart, Karlsruhe und Hamburg, die 
den Ländern Bayern, Württemberg-Baden und Hamburg gehören. 
Das Aufsichtsrecht des Bundesministers der Finanzen bezüglich 
des Verfahrens bei der Ausprägung ergibt sich aus der Natur des 
Münzregals und dient zugleich einer bestmöglichen Ausgestaltung 
des Verfahrens. Es muß gesetzlich festgelegt werden, da die Münz- 
stätten nicht dem Bund gehören. 

Die Vorschrift im Absatz 2 liegt im Interesse der Vereinfachung 
des Verfahrens und gewährleistet einen billigeren Einkauf des 
Münzmaterials. 

Die in Absatz 3 vorgesehene Zustimmung des Bundesrates zur 
Verteilung der auszuprägenden Beträge auf die einzelnen Münz- 
stätten und zur Festsetzung der Höhe der Prägegebühr wahrt die 
Belange der den Ländern gehörenden Münzstätten. 

Zu § 8. Entsprechend den Aufgaben der Notenbank, den Zahlungs- 
mittelumlauf zu regeln, wird die Ausgabe von Münzen nur durch 
die Bank deutscher Länder vorgenommen werden und zwar nach 
Maßgabe des tatsächlichen Bedarfs. Die unmittelbare Ausgabe von 
Münzen durch die Bundeskassen ist nicht zulässig. Die Münzen 
werden von der Bank deutscher Länder käuflich übernommen, so 
daß sie dem Bund den Nennwert zu erstatten hat. 

Absatz 2 stellt sicher, daß im Falle einer Übersättigung des Zah- 
lungsverkehrs mit Scheidemünzen in größerem Umfange zurück- 
strömende Münzen die Bank deutscher Länder nicht übermäßig 
belasten. 

Zu § 9. Diese Vorschrift, die aus den bisherigen Münzgesetzen 
übernommen worden ist, stellt sicher, daß Münzen durch Umlauf 
und Abnutzung nicht an Wert verlieren. Im übrigen wird auf die 
Begründung zu § 4 hingewiesen. 

Zu § 10 . Die Befugnis, Münzen außer Kurs zu setzen, gehört 
zwangsläufig zu den Aufgaben, die die Ausübung des Münzregals 
mit sich bringt. Die Frist von mindestens drei Monaten für die Ein- 
lösung ist nötig, um allen Teilen der Bevölkerung die Einlösung 
außer Kurs gesetzter Münzen zu ermöglichen. Der Zeitraum von 
drei Monaten reicht nach den Erfahrungen aus. Die Fristsetzung 
soll aber nicht ausschließen, daß in besonders gelagerten Fällen eine 
nachträgliche Einlösung stattfindet. 
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Die Vorschrift im Absatz 2 dient dem Zweck, sicherzustellen, daß 
alle Teile der Bevölkerung Kenntnis von Außerkurssetzungen er- 
halten. 

Zu § 11. Mit Rücksicht darauf, daß das Privileg zur Ausprägung 
von Münzen durch das Gesetz wieder allein dem Staat überlassen 
wird, ist es folgerichtig, daß die auf Veranlassung der Bank deut- 
scher Länder bereits ausgeprägten Münzen als Bundesmünzen gel- 
ten und daß der Bund dadurch auch die Verpflichtungen aus den 
zur Zeit umlaufenden Münzen übernimmt. 

Diese Verpflichtungen kann der Bund nur erfüllen, wenn ihm der 
Gegenwert der in Umlauf gesetzten Münzen von der Ausgabestelle, 
der Bank deutscher Länder, erstattet wird. Hierbei wird berück- 
sichtigt werden müssen, daß der Bank deutscher Länder durch die 
Ausprägung der Münzen Unkosten entstanden sind, die ihr ersetzt 
werden müssen. 

Zu § 12. Die bisherigen Münzgesetze haben Vorschriften über die 
Verwendung des Münzgewinns nicht enthalten. Die Münzgewinne 
werden nach dem vorliegenden Gesetz nicht zur Deckung der Aus- 
gaben des ordentlichen Haushalts verwendet, sondern dem Woh- 
nungsbau zugeführt. Daß eine solche Bestimmung in das Gesetz 
aufgenommen ist, hat seinen Grund in der besonderen Bedeutung, 
die dem Wohnungsbau gegenwärtig zukommt. Der Wohnungsbau in 
dem jetzt erforderlichen Umfang bringt eine zusätzliche finanzielle 
Belastung für den Bund mit sich, während gleichzeitig der Münz- 
gewinn mit dem Übergang des Münzregals auf den Bund eine zu- 
sätzliche Einnahmequelle für diesen darstellt. Die Höhe des Münz- 
gewinns ist abhängig von der Menge der nach Maßgabe des Ver- 
kehrsbedarfs auszuprägenden Scheidemünzen. Es kann damit ge- 
rechnet werden, daß einschließlich des Aufkommens aus den von 
der Bank deutscher Länder bisher ausgeprägten Münzen im Rech- 
nungsjahr 1950 ein Gewinn von etwa 200 Millionen DM und im 
Rechnungsjahr 1951 ein solcher von etwa 150 Millionen DM an- 
fallen wird. 

Zu § 13. Hier wird festgelegt, daß Verwaltungs Vorschriften zu dem 
Gesetz von der Bundesregierung mit Zustimmung des Bundesrates 
erlassen werden können. 

Zu § 14. Als Zeitpunkt für das Inkrafttreten ist der Tag nach der 
Verkündung des Gesetzes vorgesehen. 
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Anlage 2 


Der Zweite Vizepräsident des Deutschen Bundesrates 


Bonn, den io. März 1950 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Betr.: Entwurf eines Gesetzes über die Ausprägung von 
Scheidemünzen. 

Hierdurch beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
Sitzung vom 10. März 1950 beschlossen hat, gegen den Entwurf 
eines Gesetzes über die Ausprägung von Scheidemünzen Einwen- 
dungen nicht zu erheben, aber der Bundesregierung vorzuschlagen, 
im § 12 die Worte: 

„nach näherer Bestimmung des Bundesminister der Finanzen” 

zu streichen. Die Zweckbindung der anfallenden Bundeseinnahmen muß 
zwar in diesem Gesetz ausgesprochen werden; die Zuständigkeits- 
bestimmung über die Verwendung von Bundesmitteln für Wohnungs- 
bauzwecke gehört dagegen nach Auffassung des Bundesrates nicht 
in dieses Gesetz, sondern in das Wohnungsbaugesetz. 

Dr. Gebhard Müller 
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